
Bundessozialgericht

.. ___—___ —-.————__

Verkündet

am 26„ April 1967

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionskläger9

g e g e n

Beklagter und Revisionsbeklagtero

Der 90 Senat des Bundessozia130richts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 260 April 1967 durch

Senatspräsident
_> Dr() W e 1 B

.
.. - . @ Vorsitzender w‚

Bundesrichter Dr° M a i s c h ' und

Bundesrichtsr ' S c h 1 n d l e r?
Buhdessozialrichter Dr° T ö p f e r und

Bundessozialribhter ‘R
e i s

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Bayerischen Landessozialgerichts vom 100 November
1955 aufgehobeno

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ente

scheidung an das Landessozialgericht zurückvcrwie==

sen°
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52r ü 2.9-51}.—-——».-.-.

Der Arbeiter Heinrich wfixz■z(wo) beantragte 1947 Versorgungo
Damals war er arbeitslos und bezog Fürsorgeunterstützungo

Im November 1948 machte der Bezirksfürsorgeverband Gerolz—

hofen (Go) bei der Versorgungsbehörde einen Ersatzanspruch

für seine Aufwendungen geltend0 Hierzu legte er eine Abtree

tungserklärung des Wo'voro Mit Bescheid nach demLBayerischu@

Gesetz über Leistungen an Körperbeschädigte (KBLG) vom
280 Januar 1950 gewährte die Versorgungsbehörde Rente nach

einer Minderung_der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 60 voHo und

‘erkannte mehrere Gesundheitsstörungen als Leistungsgründe

ano Die in diesem Bescheid errechnete Rentennachzahlung von

Diese Entscheidung ist rechtsverbindlich gewordene Mit Be—

richtigungsbescheidvom 150 August 1957 hob das Versorgungs—
amt (VersorgA) Würzburg diesen Bescheid9 dessen Datum irrig

‘mit 280 £uni 1950 angegeben ist‚ wieder auf? forderte die

Leistungen von Wo jedoch nicht zurück„ Am 89 Februar 1960

begehrte das VersorgA von dem Bezirksfürsorgeverband (Land—

ratsamt G9) die Rückerstattung der 595990 % nach 3 812 des
Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB)° Dieser wandte Verjährung

eine Das VersorgA bat nun die Finanzmittelstelle des Landes

Bayern5 Wür2burg„ im Dezember 19609 zur Unterbrechung der

Verjährungsfrist Klage gegen den Landkreis Gerolzhofen zu

erheben„ Mit Urteil vom 240 Oktober 1961 wies das Sozial—

gericht (SG) Würzburg die Klage abo Gegen dieses Urteil hat
die Finanzmittelstelle Würzburg für den Freistaat Bayern Be_

rufung eingelegto Mit Schriftsatz vom 50 März 1962 zeigte

das Landesversorgungsamt (LVGrsorgA) Bayern an? daß es die

Vertretung des Freistaates Bayern übernehmeo Es beantragte
hilfsweiseg die Sache an das zuständige Gericht zu verweiseno

Dieser Antrag wurde in der mündlichen Verhandlung nicht “

wiederholt0 Das Landessozialgericht (LSG) hob mit Urteil vom
100 November 1965 das Urteil des SG auf und verwies die Streitw
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sache an das VerWaltungsgericht Würzburg° Es handele sich

nicht um eine Streitigkeit in Angelegenheiten der Kriegs—

0pferversorgung (KGV) im Sinne des @ 51 Abso 1 des Sozial—

gerichtsgesetzes (SGG)o Wäre sie eine solche‚ so würde nur

das LVersorgA gemäß 5 71 Abso 5 SGGvor dem SG aktiv legi—
timiert gewesen sein“ Die Klage sei zu Recht nicht vom

LVersorgAp sondern von der Finanzmittelstelle erhöhen wordenoe

Die "Übernahme"-£rklärung des LVersorgA sei unbeachtlicho

Die Erstattung der 595990 % an den Beklagten sei zwar noch_

eine Angelegenheit der KOV gewesen° Danach seien aber die

Ansprüche aus der KGV endgültig abgewickelt gewesen; alle

Später sich ergebenden Ansprüche hätten mit der KOV nichts

mehr zu tun„ Das Gegenteil lasse sich auch nicht aus 5 149

SGG begründen‚ denn es handele sich im vorliegenden Fall

nicht um einen Erstattungsstreit im Sinne des % 149 SGGO

Da die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit sonach sachlich

nicht zuständig seien9 sei die Zuständigkeit des Verwaltungs—

gerichts Würzburg gegeben? weil eine öffentlich—rechtliche

Streitigkeit Vorliegeo '

Mit der zugelassenen Revision rügt das LVersorgA Verletzung

des @ 51 Abs„ 1 SGG„ Zu Unrecht habe das LSG den Weg zu den

Sozialgerichten für unzulässig gehalten„ Das Bundesverwal—

tungsgericht (BVerwG) habe in seiner Entscheidung vom 150Juli
1964 — VC 23„63 — ausge5prochen‚ daß für Streitigkeiten
zwischen Fürsorgeträger und Versicherungsträgcr der Rechts—

weg zu den Sozialgerichten eröffnet seio Für Streitigkeiten

zwischen Fürsorgeträgern und den Trägern der KGV könne nichts

anderes gelten? da eine sondergesetzliche Regelung nicht

vorhanden seio Wenn im vorliegenden Rechtsstreit geltend ge—

macht werde? die Erstattung an den Beklagten sei zu Unrecht

erfolgt; so handele es
sich

um die Kehrseite der Überleitung

der Rentennachzahlung$ die ebenfalls der KOV zugerechnet

werden müsseo In diesem Sinne habe der Bayerische Verwaltungs“

gerichtshof am 22° Januar 1965 in einem gleichgelagerten Fall
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entschiedeno Das LVersorgA habe mit der "Übernahme" der Ver—

tretung die bisherige Prozeßführung genehmigto

Das LVersorgA beantragt9 die Urteile des LSG und des SG auf—
zuheben und den Beklagten zur Zahlung von 595«90 % zu verure

teilen? hilfsweise$ den Rechtsstreit an das LSG zurückzuvorw

weisen0 Der Beklagte hat keinen Gegenantrag gestellt„

Die durch Zulassung statthafte Revision ist form— und frist—

gerecht eingelegt und begründet werden und daher zulässig.

(@@162 Abs° 1 Nr„ 13 164„ 166 see)o Sie ist auch sachlich

im Sinne der Zurückverweisung begründete '

Zutreffend rügt die Revision‚ daß das LSG @ 51 Abso 1 SGG

verletzt hehe9 indem es für die vorliegende Streitseche den

Weg zu den Sozialgerichtcn für unzulässig gehalten habe0

Hier handelt es sich nicht um eine bürgerlich—rechtliche9

sondern um eine öffentlich—rechtliche Streitigkeit (vgl° hier»

zu BSG 2: 269 27)9 Streit besteht nur darüber; ob die allge=
meinen Verwaltungsgerichte oder die Sozialgerichte zur Ent—

scheidung zuständig sind? insbesondere? ob es sich um eine

Angelegenheit "der Kriegsopferversorgung" im Sinne des © 51

Abso 1 SGG handelto Dieser Begriff ist im Gesetz nicht näher

erläutert„ Wie das Bundessozialgericht (BSG) bereits entschiew

den hat„ müs3en darunter solche Angelegenheiten verstanden

werden? die im Bundesversorgungsgesetz (BVG) oder in älteren
Kriegsopferversorgungsgesetzen ihre Grundlage haben? aus—

schließlich des Sondergebietes nach den @@25 bis 27 BVG

(BSG 2‚ 27)0 Bei dem Antrag des?() vom 10 April 1947 auf Ge_
währung von Rente an Körperbeschädigte und bei der ihm mit

Bescheid vom 150 Oktober 1948 nach dem KBLG zunächst vorläum

fig und mit Bescheid vom 280 Januar 1950 endgültig gewährten
Versorgung handelte es sich um eine Angelegenheit; die in

einem älteren Kriegsopferversorgungsgesetz ihre Grundlage
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hatte und damit um eine öffentlich—rechtliche Angelegenheit

der KGV im Sinne des @ 51_Abso 1 SGGO Das LSG hat die Abtre—
tungserklärung des Wo9 die dem Schreiben des Landratsamts „
Bezirksfürsorgeverband — (BFV) Gerolzhofen vom 253 November

1948 beigefügt wgr„ mit 5 21 a der Reichsverordnung über die

Fürsorgepflicht vom 130 Februar 1924 (BGBl I? loo)—FürstlV0—

in Verbindung gebracht„ Ob in diesem Schreiben des B1«‘V9mit

dem er wegen seiner Aufwendungen einen ErsatzanSpruch geltend

machte9 sowie in dem weiteren Schreiben vom 290 September

1949; in dem der Ersatzanspruch der Höhe nach beziffert wurde‚

eine Überleitungsanzeige im Sinne des © 21 a FürstlV0 zu
erblicken ist oder ob eine bloße Abtretung nach den @@598 ff

BGBvorliegtg konnte dehingestellt bleiben9 da in beiden
Fällen hinsichtlich der hier strittigen Frage der Zuständig»

keit der Sozialgerichtsbsrkeit das Ergebnis das gleiche ist"

Nach @ 21 a FürstlV0 konnte der Fürsorgeverband (FV)? der
einen Hilfsbedürftigen unterstützt hat; dessen Rechtsan-

Sprüche gegen einen Dritten auf Leistungen zur Deckung des

Lebensbedarfs — darunter fallen auch Renten nach dem frü—

heren KBLG (vgle Jehle; Handkommentar zum FürSorgerecht‚

3° Aui’le9 Anm° 1 b zu @ 21 a Fürstlvog S0 51) — durch

schriftliche Anzeige an den Dritten zum Ersatz auf sich

überleiteno Zahlt der Drittverpflichtete nicht? so muß der

FV gegen ihn auf gem Rechtsweg vorgehen9 der dem Fürsorge—

empfänger selbst (hier Versorgungsberechtigten) für die

Verfolgung des Anspruchs gegeben gewesen wäre (vglo Jehley

330 Anm„ 3 d zu 5 21 a FürstlV09 So 60)o Die Überlei—

tungsanzeige ändert somit an der Rechtsnatur der Leistung

als Angelegenheit der KVO-nichts° Sie bewirkt lediglich

den Übergang der Forderung an den FV (BVerwG Band 119 250)9

Demgemäß hat des BSG auch bereits entschieden? daß bei

Streit darüber9 ob die Versorgungsbehörde den nach 5 21 &
FürstlV0 übergeleiteten Anspruch dem FV in vollem Umfang
auszuzahlen hat? bzw„ in den Fällen? in denen Fürsorgever»
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bände zur Erstattung eigener Leistungen Versorgungsleistun«

gen beanspruchen; öffentlich-rechtliche Angelegenheiten der

KOV vorliegen und die Rechtsstreitigkeiten gemäß @ 51 SGG

den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit zugewiesen sind
(BSG 169 139 14 und dortige Zitate)° Dasselbe gilt bei An—
nahme einer Abtretung9 weil es sich bei der übergegangenen

Forderung um eine öffentlich—rechtliche Leistung der KGV }

handelt und darum auch für den Erstattungsanspruch als Kehrw

seite des Leistungsanspruchs @ 51 SGG anwendbar ist°

Die Auffassung des LSG9 daß es sich bei der Erstattung

durch das VersorgA an den BFV noch um eine Angelegenheit

der KOV gehandelt habe„ ist sonach zutreffendo Nicht folge—

richtig ist jedoch die Ansicht des LSG? die Rechtsnatur des

Streitverhältnisses werde verändert und es liege keine Ange—

legenheit der KOV mehr vor„xenn die Erstattung abgeschlossen

und das zwischen dem Rentenantragsteller und der Versorgungsw

verwaltung bestehende Rechtsverhältnis "rechtskräftig gereu

gelt" bzw0 "unstreitig geworden“ seio Solche Umstände können

allenfalls bewirken; daß der von der Versorgungsverwaltung

geltend gemachten Erstattungsforderung die eingetretene Bin—

dung oder Rechtskraft bzwo gegebenenfalls die Verjährung

des Anspruchs entgegengehalten werden kann? nicht jedoch

können sie den rechtlichen Charakter des erneut streitig ge-

wordenen Rechtsverhältnissesänderno Demgemäß hat das BSG

zu 55 1531 ff der Reichsversicherungsordnung (RVG) bereits

entschieden? daß ebenso wie für die Geltendmachung von Er—

satzansprüchen nach 5 1531 ff EVO auch für die Geltendma—
chung von Rückforderungsansprüchen wegen zuviel gezahlter

Beträge dieser Art der Rechtsweg vor den Gerichten der Sozialm

gerichtsbarkeit gegeben ist (vglo BSG 3, 58)„ Gleiches muß
auch gelten? wenn die Versorgungsbehörde von einem FV zuviel

oder zu Unrecht gezahlte Versorgungsleietungen zurückfordert
(ng> auch Entscheidung des BVerwG vom ZL5tf Juli 1964 in Band

- 7 _
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199 1499 1509 wo allgemein ausgesprochen wurde5 daß für Strei—

tigkeiten zwischen Renten“ (Fürsorge)— Empfänger und dem Trä—

ger der RentenVersicherung (Versicherungsträger) und solchen,

zwischen Fürsorgeträger und Versicherungsträger der Weg zu

den Sozialgerichten geöffnet ist9 während für die Rechtsbe—

ziehungen zwischen Fürsorgeträger und Fürsorgeempfänger

der Verwaltungsrechtsweg gegeben ist)o

Dabei kann hier unentschieden bleiben„ ob der Rückforderungs—

an5pruch auf 5 47 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VeerG)

(vglo Entscheidungen des erkennenden Senats in BSG l89 12 und

in BVB1 199 63„ 57)? oder auf den im öffentlichen Recht gelten“

den allgemeinen Rechtsgrundsatz9 daß zuviel erhaltene Beträge

zurückgezahlt werden müssen bzwo zu erstatten sind (vglo BSG

16‚ 151, 155„ 156 ff; 3‚ 59)8'85tützt werden kann, wie das
>LVersorgA im Berufungsverfahren unter Hinweis auf RechtsPre—

chung und Literatur vorgetragen hate Die Rechtsnatur des

erhobenen Anspruchs wird jedenfalls nicht dadurch beeinflußt‚

daß das VersorgA im Schreiben vom 80 Februar 1960 die Rück—
forderung rechtsirrtümlich auf @ 812 BGB,“ anstatt auf die

vorerwähnten öffentlich—rechtlichen Rechtssätze gestützt

hat (vgi° BSG169 157)0

Sonach handelt es sich auch bei der vorliegenden Streitsache

um eine Angelegenheit der KOV im Sinne des © 51 Abs° l SGGo

Zur Entscheidung über diesen Streit sind die Sozialgerichte

zuständig° Da es sich um eine Angelegenheit der KGV handelt9

wird der Freistaat Bayern gemäß 5 71 Abs° 5 SGGin dieser
Sache durch das LVersorgA vertreten„ weshalb die Finanz==

mittelstelle des Landes Bayern in Würzburg zur Klageerhe—
bung und Berufungseinlegung aktiv nicht legitimiert warq
Ein solcher Mangel der Legitimation eines gesetzlichen Ver—

treters ist zwar nach 5 71 Abs° 6 SGG in Verbindung mit 5 56
der Zivilprozeßordnung (ZPO) von Amts wegen zu berücksichti_

gen0 Dieser Mangel ist jedoch durch Genehmigung rückwirkend

—8—
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heilbaro Eine solche Genehmigung kann bereits in der Fort—

setzung des vom nicht legitimierten Vertreter betriebenen

Verfahrens liegen (vgl° Baumbach—Lauterbach„ Kommentar zur

ZPO9 28o Auflo‚ Anm° 1 C zu 5 56 ZPO)„ In der Erklärung des

LVersorgA vom 50 März 1962? daß es die Vertretung des Frei—

staates Bayern "in dem abhängigen Berufungsverfahren über-

nimmt"; ist eine solche Genehmigung zu erblicken‚ durch die

der seitherige Mangel rückwirkend geheilt worden ist„

Nach alledem hätte das LSG die Streitsache nicht an das Ver—

waltungsgericht Würzburg verweisen dürfen? sondern selbst

in der Sache entscheiden müsseno Deshalb war das angefochtene

Urteil aufzuheben und die Sache zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen (@ 170 Abso 2 Satz

2 sec—)(,

Die Kostenentscheidung bleibt der das Verfahren abschließen-
den Entscheidung vorbehalten°
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